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A N FRA G E 

der Abgeordneten Dr. Lackner. 

und Kollegen 
an den Bundesminister für Arbeit und Soziales 

betreffend gemeinsame Versteuerung mehrerer Pensionen 

Der Gesetzgeber hat sei nerzei t di e Mögl i chkei t eröffnet. mehrere 
Pensionen durch eine Stelle auszuzahlen. In der vom 
Bundesministerium für Finanzen an jeden Haushalt zugestellten 
amtlichen Mitteilung "Das Steuerbuch 1994. Tips für 
Lohnsteuerzahlerinnen und Lohnsteuerzahler" steht auf S.75 
ebenfalls, daß zur Vermeidung von Nachzahlungen bzw. auch von 
Vorauszahlungen bei Bezug von mehreren Pensionen ab 1994 eine 
verpflichtende gemeinsame Versteuerung vorgesehen ist. 

Di ese gesetzl ich vorgesehene Regel ung fi ndet jedoch offenbar in 
vielen Fällen nicht ihren Niederschlag. wie zahlreiche mir 
vorgetragene Beschwerden. von Sei ten betroffener Bürgeri nnen und 
Bürger beweisen. Auf meine diesbezügliche Anfrage bei" der PVA der 
Arbeiter bzw. der Angestellten wurde mir mitgeteilt. daß eine 
gemeinsame Versteuerung von der Bereitschaft des ehemaligen 
Dienstgebers abhängig sei. Da gegen den Willen des ehemaligen 
Di enstgebers di e gesetzl ich vorgesehene Regel ung offenbar ni cht 
durchzuführen ist, könne sei tens der PVA kei ne Zusage für ei ne 
Realisierung dieses Anliegens gegeben werden. ' 

Di ese Si tuat i on führt nun bei Steuerunkundigen zu großer 
Verunsicherung. Besonders werden dadurch seitens vieler 
Zweitpensionsbezieher die 
Vorauszahlungsvorschreibung als 
unbi 11 i ge Härte empfunden; di es 
großen Unmut aus. 

Nachzahlungsforderung bzw. 
schockart i ge Belastung und daher 
löst verständlicherweise vielfach 

In diesem Zusammenhang stellen die unterfertigten Abgeordneten an 
den Bundesminister für Arbeit und Soziales die nachstehende 
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Anfrage: 

1. 
Wie stehen Sie zu der geschilderten Problematik? 

2. 
Liegt hi er, wi e aus der Servi cebroschüre des Fi nanzmi ni ster; ums 
1994 hervorgeht, nicht eine gesetzliche Verpflichtung vor, mehrere 
Pensionen gemeinsam zu versteuern? 

3. 
Was werden Si e unternehmen bzw. haben Si e unternommen. um di ese 
vom Gesetz her vorgesehene Verpflichtung zur gemeinsamen 
Versteuerung von Pensionen einzufordern? 

4. 
Bi s wann gedenken Si e. di e vom Gesetz her vorgesehene gemei nsame 
Versteuerung mehrerer Pensionen durchzusetzen? 
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